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286 Berordnung 
betr. den Erlaß von Richtlinien gemäß § 22 der Verordnung über die Erhebung einer 
Grundvermögenſteuer. 


= Bom 3. Dezember 1934. m 


Gemäß $ 22 der Verordnung über die Erhebung einer Grundvermögenſteuer vom 24. 3. 1932 

(G. Bl. S. 173) wird folgendes beſtimmt: 
8 1 

Die Ermittlung des gemeinen Wertes der im Gebiet der Freien Stadt Danzig belegenen „Grund⸗ 
ſtücke“ im Sinne des $ 2 Abſ. 1 a. a. O. für den Hauptfeſtſtellungszeitraum 1935—1937 iſt nach 
folgenden Richtlinien vorzunehmen: 

Bewertungsrichtlienien für Grundſtücke 
A. Allgemeines 

1. Feſtzuſtellen iſt der gemeine Wert der einzelnen Grundſtücke nach dem Stande vom 31. 12. 1934 
(Steuerwert). 

2. Zur gleichmäßigen Feſtſtellung der Steuerwerte wird das Gebiet der Freien Stadt Danzig in drei 
örtlich begrenzte Bezirke eingeteilt und zwar beſteht 

a) Bezirk I aus den Stadtgemeinden Danzig und Zoppot, 

b) Bezirk II aus den Stadtgemeinden Tiegenhof und Neuteich, ſowie den Gemeinden Prauſt und 
Kalthof, 

c) Bezirk III aus den ſonſtigen Gemeinden. 

3. Bei der Wertfeſtſtellung iſt zwiſchen bebauten und unbebauten Grundſtücken und innerhalb der 
bebauten Grundſtücke zwiſchen Mietwohngrundſtücken, Geſchäftsgrundſtücken, gemiſchten Grund⸗ 
ſtücken und Einfamilienhäuſern zu unterſcheiden. Als unbebaute Grundſtücke ſind auch ſolche an⸗ 
zuſehen, die ſich im Zuſtand der Bebauung befinden, wenn auf ihnen bezugsfertige Gebäude nicht 
vorhanden ſind. 

Für die Abgrenzung der verſchiedenen Arten der bebauten Grundſtücke von einander gilt fol⸗ 
gendes: E 
a) Mietwohngrunditüde 
Als Mietwohngrundſtücke gelten ſolche Grundſtücke, die zu mehr als 80 vom Hundert 
Wohnzwecken dienen, mit Ausnahme der Einfamilienhäuſer. (Buchſt. d). 
b) Geſchäftsgrundſtücke 
Als Geſchäftsgrundſtücke gelten ſolche bebauten Grundſtücke, die zu mehr als 80 vom 
Hundert unmittelbar eigenen oder fremden gewerblichen oder öffentlichen Zwecken dienen. 
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c) Gemiſchtgenutzte Grundſtücke 
Als gemiſchtgenutzte Grundſtücke gelten ſolche Grundſtücke, die teils Wohnzwecken, teils 
gewerblichen oder öffentlichen Zwecken dienen und weder nach Buchſt. a) als Mietwohngrund⸗ 
grundſtücke noch nach Buchſt. b) als Geſchäftsgrundſtücke, noch nach Buchſt. d) als Ein⸗ 
familienhäuſer anzuſehen ſind. 

d) Einfamilienhäuſer 

Als Einfamilienhäuſer gelten ſolche Wohngrundgrundſtücke, die nach ihrer baulichen Ge⸗ 

ſtaltung nur eine Wohnung enthalten. Dabei ſind Wohnungen, die für Hausperſonal (Pfört⸗ 
ner, Heizer, Gärtner, Kraftwagenführer, Wächter uſw.) beſtimmt find, nicht mitzuxechnen. 
Die Eigenſchaft als Einfamilienhaus wird auch dadurch nicht beeinträchtigt, daß durch Ab⸗ 
trennen von Räumen weitere Wohnungen G. B. Not: oder Behelfswohnungen) geſchaffen 
werden, wenn mit ihrem dauernden Beſtand nicht gerechnet werden kann. Das Grundſtück 
gilt auch dann als Einfamilienhaus, wenn es teilweiſe gewerblichen oder öffentlichen Zwecken 
dient und dadurch die Eigenart als Wohngrundſtück nach der Verkehrsauffaſſung nicht weſent⸗ 
lich beeinträchtigt wird. 

4. Die Feſtſtellung der Steuerwerte it nach den Bewertungsmaßſtäben vorzunehmen, die in den Ab⸗ 
ſchnitten 8 bis D für die verſchiedenen Grundſtücksarten (Ziffer 3) und die verſchiedenen örtlichen 
Bezirke (Ziffer 2) beſtimmt ſind, in denen das einzelne Grundſtück belegen iſt. 

5. a) Jahresrohmiete im Sinne dieſer Richtlinien iſt das 12 fache des Geſamtentgelts (eigent- 
liche Mieten, Umlagen und alle ſonſtigen Leiſtungen abzüglich der nach Abſchnitt b) be⸗ 
ſonders zu berückſichtigenden Beträge), das die Mieter (Pächter) für die Benutzung des 
Grundſtücks auf Grund vertraglicher oder geſetzlicher Beſtimmungen für den Monat Oktober 
1934 für das Grundſtück zu entrichten haben. Andert ſich die Rohmiete für die Zeit vom 
1. 11. 1934 bis 31. 12. 1934, ſo tritt das neue Geſamtentgelt an die Stelle des für Ok⸗ 
tober ermittelten. 

b) Nicht zur Jahresmiete gehören 
die Koſten der Heizſtoffe (einſchließlich der Koſten der Anfuhr) für Sammelheizung und Warm⸗ 

waſſerverſorgung, 

die eigentlichen Betriebskoſten für Fahrſtuhl (Stromgebühren, Zählermiete, Koſten der Fahr⸗ 

: ſtuhlreviſion), 

Vergütungen für außergewöhnliche Nebenleiſtungen des Vermieters, die nicht die Raumnutzung 
betreffen, aber neben der Raumnutzung auf Grund des Mietvertrages gewährt werden 
(Bereitſtellung von Waſſerkraft, Dampfkraft, Preßluft, Kraftſtrom und dergleichen), 

Vergütungen für Nebenleiſtungen, die zwar die Raumnutzung betreffen, aber nur einzelnen 
Mietern zugute kommen, (Spiegelglasverſicherungen u. dgl.), 

der Betrag der Wohnungsbauabgabe, der für das Grundſtück für den Monat Oktober 1934 
zu entrichten iſt. Abſchnitt a) letzter Satz gilt entſprechend. 

Soweit vorſtehende Beträge in der Miete enthalten ſind, ſind ſie auszuſcheiden. 

c) Statt des ſich aus den Abſchnitten a) und b) ergebenden Betrages gilt als Jahresrohmiete 
die übliche Miete für ſolche Grundſtücke oder Grundftüdsteile, 

1. die eigengenutzt, ungenutzt, zu vorübergehendem Gebrauch oder unentgeltlich überlaſſen 
ſind, 

2. die der Eigentümer dem Mieter mit Rückſicht auf perſönliche (insbefonbere: verwand⸗ 
ſchaftliche) oder wirtſchaftliche Beziehungen oder mit Rücksicht auf ein Arbeits⸗ oder Dienſt⸗ 
verhältnis zu einem von dem üblichen Mietzins abweichenden Entgelt überlaſſen hat. 

Die übliche Miete iſt in Anlehnung an die Jahresrohmieten zu ſchätzen, die für Bau 

gleicher Art und Lage regelmäßig vereinbart find. 

d) Bei vom Eigentümer ſelbſtgenutzten Einfamilienhäuſern iſt die Sahresrohmiele in der Weiſe 
feſtzuſtellen, daß für jeden Schlaf⸗ und Wohnraum ein Betrag angeſetzt wird, der je nach der 
Lage, der Ausſtattung und der Größe des Grundſtücks unter Berückſichtigung der dafür zu 
zahlenden Wohnungsbauabgabe zwiſchen 200 und 600 G im Jahre liegt. Die von Haus⸗ 
angeſtellten genutzten Räume bleiben bei der Berechnung außer Anſatz. 

B. Bewertungsmaßſtäbe für bebaute Grundſtücke E 

1. Mietwohngrundſtücke, Geſchäftsgrundſtücke, gemiſchte Grundſtücke und Einfamilienhäuſer ſind, unbe⸗ 
ſchadet der in Ziffer 2 und 3 getroffenen Regelung, mit einem Vielfachen der Jahresrohmiete (Ab⸗ 
ſchnitt A Ziffer 5) zu bewerten: = 
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Der Vervielfältigungsſatz beträgt für 


Mietwohn- Geſchäft⸗ Gemiſchte Einfamilien⸗ 
Grundſtücke Grundſtücke Grundſtücke häuſer 
im Bezirk 1 das 7 . 87 8 10 
I 8 9 87 11 
E 9 9 9 12 


fache der Jahresrohmiete. 

2. Bei Geſchäftsgrundſtücken, die vom Eigentümer überwiegend ſelbſt genutzt werden, ijt der ge- 
meine Wert durch Schätzung von Fall zu Fall zu ermitteln. 

3. Bei Grundſtücken aller Art, die in der Bilanz eines gewerblichen Unternehmens ausgewieſen werden, 
darf jedoch der gemeine Wert hinter dem in der Schlußbilanz des Unternehmens für das im 
Kalenderjahr 1934 ablaufende Geſchäftsjahr eingeſetzten Buchwerten für das betreffende Grundſtück 
nicht zurckbleiben. 


C. Bewertung von unbebauten Grundſtücken, insbeſondere Baugelände 

Der gemeine Wert von unbebauten Grundſtücken, insbeſondere von Baugelände, iſt von Fall zu 
Fall zu ſchätzen. Dabei iſt in erſter Linie auf die Lage des Grundſtücks und die Tatſache Rückſicht zu 
nehmen, ob das Grundſtück an ausgebauter Straße liegt. Unbebaute Grundſtücke, die ſich am Feſt⸗ 
ſtellungszeitpunkte im Zuſtand der Bebauung befinden, find mit dem gemeinen Wert des Grund und 
Bodens zuzüglich der Koſten zu bewerten, die für die Baulichkeiten bis zum Feſtſtellungszeitpunkt ent⸗ 
ſtanden find. Abſchnitt B Ziffer 3 gilt entſprechend. 

D. Abweichung vom Normalwert 

(1) Der Wert eines Grundſtücks, der ſich aus dem Vielfachen der Jahresrohmiete ergibt, iſt zu 
ermäßigen oder zu erhöhen, wenn Umſtände tatſächlicher Art vorliegen, die von den gemeinüblichen 
Verhältniſſen des Bezirks und der Grundſtücksgruppe weſentlich abweichen. Solche Umſtände ſind, vor⸗ 
behaltlich des Abſ. 2, nur 

der bauliche Zuſtand, das Alter oder die Einrichtung des Gebäudes, 

die Lage des Grundſtücks, 

die Art der Bebauung (3. B. Fachwerkbau, wo Maſſivbau gemeinüblich ijt oder umgekehrt), 

die Zugehörigkeit größerer unbebauter Flächen, wo ſolche Flächen normalerweiſe fehlen (3. B. 
der zu einem Einfamilienhaus gehörende Garten geſtattet nach dem Bebauungsplan die Er⸗ 
richtung weiterer Wohngebäude), 

Schadensgefahren (3. B. Berg⸗, Rauch⸗, Waſſer⸗ oder Erſchütterungsſchäden). 

(2) Das Ausmaß der Ermäßigung oder Erhöhung richtet ſich nach der Bedeutung, die dem be⸗ 
ſonderen Umſtand bei einem Verkauf des Grundſtücks nach Lage des Grundſtücksmarktes beige⸗ 
meſſen werden würde. Die Ermäßigung oder Erhöhung darf 30 v. H. des ſich aus Abſchnitt B 1 
ergebenden Wertes nicht überſteigen. Liegen zugleich wertmindernde und werterhöhende Umſtände vor, 
jo ijt der ſich aus dem Ausgleich dieſer Amſtände ergebende Zu⸗ oder Abſchlag anzuwenden. 

(3) Die Ermäßigung oder Erhöhung unterbleibt, ſoweit die außergewöhnlichen Verhältniſſe be⸗ 
reits in der Rohmiete oder in der Bezirks⸗ und Gruppenbildung oder in dem Vervielfältiger zum Aus⸗ 
druck kommen. 

8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 3. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Dota 
Greiſer v. Wnuck Dr. Hoppenrath 


287 Verordnung 
zur Durchführung der Rechtsverordnung zur Anderung des Geſetzes über das 
Verfahren in Verſorgungsſachen vom 17. 8. 1934. 
Vom 27. November 1934. 


Auf Grund des Artitels III der Rechtsverordnung zur Anderung des Geſetzes über das Verfühteſt 
in Verſorgungsſachen vom 17. 8. 1934 (G. Bl. S. 670 ff.) wird folgendes verordnet: i 


O 
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Die Vorſchriften des Artikels I Nr. 3, 5 bis 7, 9 bis 12, 14 und 16 treten mit dem 1. Dezember 
1934 in Kraft. 


Danzig, den 27. November 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer v. Wnuck 


28 Abänderung 
der Rechtsverordnung zur Umbildung der Schulverwaltung vom 20. 3. 1934 (G. Bl. S. 218). 
Vom 22. November 1934. 


Auf Grund von $ 1 Ziffer 21, § 2 des Geſetzes vom 24. 6. 1933 — zur Behebung der Not 
von Volk und Staat (G. Bl. S. 273) wird ſolgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
I. § 5 der Rechtsverordnung zur Umbildung der Schulverwaltung vom 20. 3. 1934 erhält folgenden 
Wortlaut: 
Die auf Grund dieſer Verordnung durchzuführenden Verſetzungen in den Warteſtand müſſen 
bis zum 1. Juni 1935 ausgeſprochen werden. 
II. Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 22. November 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Boeck 


289 Verordnung 
über die Krankenverſorgung beim Danziger Staatlichen Hilfsdienſt. 
Vom 1. Dezember 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 40 und 44 in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des $ 24 Abſ. 2 der Verordaung 
betr. die Einführung des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes vom 19. Juni 1934 (G. Bl. S. 459) in 
der Faſſung der Verordnung vom 19. November 1934 (G. Bl. S. 755) wird folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 

Artikel I 

Der Senat — Sachgebiet Hilfsdienſt — und die Allgemeinen Krankenkaſſen werden ermächtigt, 
für die Krankenverſorgung der Angehörigen des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes Verträge abzu⸗ 
ſchließen. 

Zuſtändig für den Abſchluß eines Vertrages ijt die Allgemeine Orts⸗ und Landkrankenkaſſe, 
in deren Bezirk ſich das Lager des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes befindet. 

Kommt ein Vertrag mangels Einigung der Beteiligten nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Senat — 
Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik; das gleiche gilt bei Streitigkeiten über die 
Auslegung des Vertrages. 

Artikel II 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Der Senat kann zur Durchführung und Ergänzung der Vorſchriften dieſer Verordnung Ver⸗ 
ordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 


Danzig, den 1. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


290 Verordnung 
über die Unfallverſicherung beim Danziger Staatlichen Hilfsdienſt. 
: Bom 1. Dezember 1934. 
Auf Grund des § 1 Ziff. 40 und 44 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung Der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des $ 24 Abſ. 2 der Verordnung 
betr. die Einführung des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes vom 19. Juni 1934 (G. Bl. S. 159) in 
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der Faſſung der Verordnung vom 19. November 1934 (G. Bl. ©. 755) wird folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 
Artikel I 
Für die Beſchäftigung im Danziger Staatlichen Hilfsdienſt gelten die geſetzlichen Vorſchriften 
über die gewerbliche Unfallverſicherung. Arbeitgeber im Sinne der Reichsverſicherungsordnung iſt der 
Senat. 
Artikel II N 
Als Beſchäftigung im Danziger Staatlichen Hilfsdienſt gilt aud 
a) die Teilnahme an Veranſtaltungen, die der geiſtigen Fortbildung und ſportlichen Betätigung 
dienen und von dem Danziger Staatlichen Hilfsdienſt angeordnet oder beaufſichtigt ſind, 
b) die Leiſtung von häuslichen und anderen Dienſten in Arbeitslagern. 


Artikel III 
Für die Berechnung der Leiſtungen wird für die Angehörigen des Danziger Staatlichen Hilfs⸗ 
dienſtes der Jahresarbeitsverdienſt einheitlich auf G 900, — feſtgeſetzt. Dieſer Jahresarbeitsverdienſt gilt 
auch für diejenigen Unfälle, für die eine Entſchädigung noch nicht rechtskräftig feſtgeſetzt worden iſt. 


Artikel IV 
Perſonen, die als Arbeiter oder Angeſtellte im Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis zu dem Danziger 
Staatlichen Hilfsdienst ftehen, ind ohne Rücksicht auf die Art ihrer Beſchäftigung nach den Vor⸗ 
ſchriften der Reichsverſicherungsordnung gegen Unfall verſichert. Die Verſicherung erſtreckt ſich auch 
auf die im Artikel II angeführten Beſchäftigungen. 
Arbeitgeber im Sinne der Reichsverſicherungsordnung iſt der Senat. 


Artikel V 
Träger der Unfallverſicherung iſt die Unfallgenoſſenſchaft. 


Artikel VI 
Die Berechnung des Beitrages für die Anfallverſicherung der im Danziger Staatlichen Hilfs⸗ 
dienſt Beſchäftigten (Artikel III und IV) kann abweichend von den Beſtimmungen der Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung und der Satzung des Verſicherungsträgers erfolgen. Hierfür genügt ein Beſchluß des 
Vorſtandes des Verſicherungsträgers. Einer Satzungsänderung bedarf es nicht. Der Beſchluß des Vor⸗ 
ſtandes unterliegt der Genehmigung durch das Landesverſicherungsamt. Das Landesverſicherungsamt 
kann dabei anordnen, daß die Beitragsberechnung rückwirkend für alle diejenigen Arbeitsvorhaben des 
Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes gilt, für die Beiträge noch nicht rechtskräftig feſtgeſetzt ſind. 
Artikel VII 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Senat kann zur Durchführung und Ergänzung der Vorſchriften dieſer Verordnung Ver⸗ 
ordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 
Danzig, den 1. Dezember 1984. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


291 Verordnung 


über die Aufrechterhaltung der Anwartſchaft in der Invaliden⸗ und Angeſtellterverſicherung während 
der Erfüllung der Dienſtpflicht beim Danziger Staatlichen Hilfsdienit. 
Vom 1. Dezember 1934. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 40 und 44 in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des § 24 Abſ. 2 der Verordnung 
betr. die Einführung des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes vom 19. Juni 1934 (G. Bl. S. 459) in 
der Faſſung der Verordnung vom 19. November 1934 (G. Bl. S. 755) wird folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: Er o 
Artikel I 

Die Zeit, während der ein Hilfsdienſtpflichtiger in Erfüllung feiner Hilfsdienſtpflicht dem Danziger 
Staatlichen Hilfsdienſt angehört hat, wird als Erſatzzeit für die Aufrechterhaltung der Anwartſchaft 
in der Invaliden⸗ und der Angeſtelltenverſicherung angerechnet. 
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Arti el II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Senat kann zur Durchführung und Ergänzung der Vorſchriften dieſer Verordnung Ver⸗ 
ordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 
Danzig, den 1. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


292 Verordnung 
über Anderung der Krankenverſicherung der Erwerbsloſen. 
Vom 22. November 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 40 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 

§ 214 Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes über Anderungen in 
der Krankenverſicherung vom 3. Juli 1931 (G. Bl. S. 635 ff.) erhält folgende Faſſung: 

Der Anſpruch fällt weg, ſobald der Erwerbsloſe auf Grund des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge gegen Krankheit verſichert iſt, oder ihm nach § 22 dieſes Geſetzes in der Faſſung vom 13. 2. 
1931/12. 6. 1931 (G. Bl. S. 29 ff. und S. 496) gleiche oder gleichwertige Leiſtungen zu gewähren ſind; 
er fällt ferner weg, wenn der Erwerbsloſe ſich im Ausland aufhält und die Satzung nichts anderes be⸗ 
ſtimmt. 

Artikel II 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft mit der Maßgabe, daß Verſiche⸗ 
rungsfälle aus der Zeit vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung den bisherigen Vorſchriften unter- 
liegen. 


Danzig, den 22. November 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


293 Verordnung 
betreffend die vorübergehende Einſetzung eines Staatsbeauftragten für die Krankenkaſſen 
nach der Reichsverſicherungsordnung. 
Vom 28. November 1934. 


Auf Grund des $ 1 Nr. 11 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Der Senat kann für die Krankenkaſſen nach der Reichsverſicherungsordnung zur Sicherung der 
wirtſchaftlichen Geſundung, zur Überwachung der Leiſtungsfähigkeit ſowie zur zweckmäßigen Verwen⸗ 
dung der Mittel, insbeſondere zur Erzielung von Erſparniſſen, einen Staatsbeauftragten beſtellen und 
ihn ermächtigen, Befugniſſe ihrer Organe zu übernehmen. a 
S 31 RWO. in der Faſſung von Artikel I Ziff. 6 des Geſetzes vom 3. 7. 1931 (G. Bl. S. 635) 
bleibt unberührt. 
§ 2 
Der Senat, Abteilung für Geſundheitsweſen und Bevölkerungspolitik (G), iſt ermächtigt, die zur 
Durchführung und Ergänzung notwendigen Verordnungen und Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


8 3 
Dieſe Verordnung tritt am 28. November 1934 in Kraft. 


Danzig, den 28. November 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Kluck 
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294 Verordnung 
betreffend die Ambildung von Verſorgungsbehörden. 
Vom 28. November 1934. 
Aufgrund des $ 1 Ziffer 10 und § 2c des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Zur Vereinfachung der Verwaltung mit dem Ziele Erſparniſſe zu machen, werden auf dem Gebiete 
des Verſorgungs⸗ und Fürſorgeweſens für Militärbeſchädigte und deren Hinterbliebene folgende Um⸗ 


bildungen im Sinne des $ 1 des Beamtenruheſtandsgeſetzes vom 23. 2. 1926 (G. Bl. S. 59) vor⸗ 
genommen: 


1. Die Hauptfürſorgeſtelle wird mit dem Staatl. Verſorgungs⸗ und Penſionsamt vereinigt. Die 
Dienſtgeſchäfte der Hauptfürſorgeſtelle gehen auf dieſes über. Die Bezeichnung bleibt „Staatl. Ver⸗ 
jorgungs- und Penſionsamt“. 

2. Die Dienſtſtellen der Stadt Danzig „Fürſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte“ und „Fürſorgeſtelle 
für Kriegshinterbliebene“ werden unter der Bezeichnung „Fürſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte und 
Kriegshinterbliebene“ zuſammengelegt. 


Die näheren Anordnungen trifft der Senat. 


Artikel II 
Die Feſtſetzung und Auszahlung der Zuſatzrenten für Schwerbeſchädigte ſowie für Empfänger 
von Hausgeld und Übergangsgeld erfolgt durch das Staatl. Verſorgungs⸗ und Penſionsamt. 
Über Beſchwerden, die aufgrund des Artikels IV § 5 der Rechtsverordnung zur Abänderung des 
Verſorgungsgeſetzes vom 17. Auguſt 1934 erhoben werden, entſcheidet in jedem Falle der Senat. 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1935 in Kraft. 


ELITE A RITE 


Danzig, den 28. November 1934. | 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer v. Wnuck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


= 


ai 


